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Folgen aus der dritten Mission
Die Politik muss die Rechnung bewerten: „Ein Euro Invest, zwei Euro Gewinn“ –  
regionale Verbundbildung als Holding oder als Themencluster

Wirkung jenseits des Elfenbeinturms: Neben ihren akademischen „Hausaufgaben“ der 
Lehre und Forschung – erlangt für die Hochschulen und außeruniversitären Wissen-
schaftseinrichtungen eine – „dritte Mission“ zunehmende Bedeutung: die Kontakte zu 
und Verflechtung mit Wirtschaft und Gesellschaft. Vor allem die regionalökonomischen 
Wirkungen der Wissenschaft  sind  in der hochschulpolitischen Debatte zu einem Argu-
ment von wachsendem Gewicht geworden. Aus der vertieften Beziehung von „Academia“  
zu ihrem gesellschaftlichen Umfeld ergeben sich auch Folgen für die Wissenschafts-
strukturpolitik. 

Frühjahr 2013: Die Verhandlungen der Berliner Hochschulen mit der Landesregierung über ihre 

mittelfristige Finanzierung („Hochschulverträge“) befinden sich in der entscheidenden Phase. 

Das Beispiel ist auch für andere Bundesländer von Interesse. Denn die Universitätspräsidenten 

von Humboldt-, Freier und Technischer Universität Berlin wollen den Finanzsenator überzeugen, 

Investitionen in die Infrastruktur stehen sinnbildlich für 
einen gesellschaftlichen Mehrwert. Wissenschaft und 
allen voran Hochschulen rechtfertigen auf diese Weise 
die für sie aufgewendeten Mittel. Mehr noch: Sie haben 
eine gesellschaftlich nicht hoch genug zu würdigende 
Rolle. 
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dass es sinnvoll und nachhaltig ist, ihre Etats in den nächsten vier Jahren um 147 Millionen Euro 

aufzustocken. Im Haushaltspoker ziehen sie ihr Argumentations-Ass, das jeden Fiskalpolitiker 

überzeugen muss. Sie präsentieren eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 

(DIW) über die regionalökonomischen Effekte der Berliner Universitäten. „Ein Euro Invest, zwei 

Euro Gewinn“. 

Gemäß Untersuchung erwirtschafteten die Berliner Universitäten – einschließlich der Universität 

der Künste -  im Jahr 2011 rund 1,7 Milliarden Euro an regionaler Wertschöpfung. Dem gegen-

über standen 840 Millionen Euro an Steuergeldern, die im selben Jahr vom Land Berlin in die 

Universitäten flossen. Fazit der Uni-Präsidenten: „Der ausgelöste Effekt der Universitäten für den 

Standort ist demnach doppelt so hoch wie die öffentliche Investition des Landes Berlin in sie.“ 

Drittmittel für Forschungsprojekte fließen in die Bilanz
Das Wertschöpfungsvolumen errechnet sich aus den rund 14.400 Beschäftigten in den vier Uni-

versitäten plus weitere rund 10.400 Arbeitsplätze, die durch externe Aufträge in der Berliner 

Wirtschaft entstanden. In der Summe ist das ein Volumen von rund einer Milliarde Euro. Hinzu 

kommen die Drittmittel, die für Forschungsprojekte zusätzlich eingeworben werden: 347 Millio-

nen Euro im Jahr 2011. „Die Ausgaben des Landes für universitäre Bildung und Forschung“, so 

die Berliner Uni-Spitzen, „sind  nicht nur langfristig lohnenswerte Investitionen, sondern schaf-

fen kurzfristig Arbeitsplätze, Einkommen und Steuereinnahmen.“ Gleichwohl, die politische Seite 

im überschuldeten Berlin bleibt hart. Zum Schluss bekommen die Hochschulen nur einen Ein-

nahmezuwachs von 122 Millionen Euro bis 2017 zugesagt. 

Auch für die außeruniversitäre Forschung in der Hauptstadt liegen ähnliche Berechnungen vor, 

die von der Technologiestiftung Berlin ermittelt wurden.  Danach sind die rund 70 außeruniver-

sitären Forschungseinrichtungen in Berlin mit ihren 18.000 Beschäftigten und jährlichen Bud-

gets von insgesamt rund 1,8 Milliarden Euro „ein Wirtschafts- und Beschäftigungsfaktor für die 

Stadt“. Die Zahl der Beschäftigten in den Forschungsinstituten stieg von 2001 bis 2010 um 23 

Prozent, die wirtschaftliche Wertschöpfung durch externe Effekte sogar um rund 40 Prozent.  

Insgesamt bietet die Berliner Forschung Jobs für 27.000 Menschen. „Damit sind alleine die au-

ßeruniversitären Einrichtungen in ihrer Größe und Wirkung einer Industriebranche vergleichbar“, 

stellt Senatorin Cornelia Yzer fest, in deren Zuständigkeit die Ressorts für Wirtschaft und Tech-

nologie sowie Forschung gebündelt sind.  

Mit Wissenschaft möchte die Berliner Politikerin den wirtschaftlichen Strukturwandel erreichen. 

Yzer sagt: „Gerade jetzt, wo die Industrie durch die Verschmelzung von Produktion und Internet 

vor revolutionären Veränderungen steht, haben wir mit der breit angelegten Forschung hier in 

der Stadt einen ganz entscheidenden Trumpf in der Hand.“

Wissenschaft – noch bedeutender in der Provinz
In kleineren Städten fällt das Gewicht von Wissenschaft noch stärker in die Waagschale. Die 

rheinland-pfälzische Landeshauptstadt Mainz hat ermittelt, dass von den Wissenschaftseinrich-

tungen und Forschungsunternehmen innerhalb ihrer Stadtgrenzen rund 20.000 Jobs abhängen. 

Die Johannes Gutenberg-Universität Mainz, einschließlich der Universitätsmedizin, ist mit 9.500 

Beschäftigten der größte Arbeitgeber in der Stadt Mainz und zweitgrößter Arbeitgeber in Rhein-

land-Pfalz. Fast 40 Prozent ihrer Gesamtausgaben, rund 29 Millionen Euro, fließen in die Stadt 

Mainz und ihr Umfeld. Hinzu kommt der Gründungs-Humus: Aus dem wissenschaftsnahen Tech-

nologie Zentrum Mainz sind seit 1986 gut 100 innovative Existenzgründungen mit zusammen 

fast 800 Arbeitsplätzen entstanden. 

In kleineren Städten fällt 
das Gewicht von Wissen-
schaft noch stärker in die 
Waagschale. Die rheinland-
pfälzische Landeshaupt-
stadt Mainz hat ermittelt, 
dass von den Wissen-
schaftseinrichtungen und 
Forschungsunternehmen 
innerhalb ihrer Stadtgren-
zen rund 20.000 Jobs ab-
hängen. 
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Wissenschaftsjournalist in 
Berlin, ist unter anderem 
tätig für die taz.

Jüngste Zahlen, die die Effekte in die Kommune und Region hinein belegen, präsentiert die Pro-

gnos AG auf der diesjährigen Tagung der Universitätskanzler an der Universität Ulm. Projektleiter 

Tobias Koch untersuchte mit seinem Team in einer „Potential- und Bedarfsanalyse“ die  Per-

spektiven der Wissenschaftsstadt Ulm, in der der Anteil Hochqualifizierter bei 16 Prozent der 

Beschäftigten liegt, bundesweit sind es 10,8 Prozent. Viele von ihnen arbeiten an der  Universität 

Ulm mit ihren An-Instituten, den Kliniken, kooperierenden Konzernen und Start-Ups – insgesamt 

sind es rund 12.500 Stellen. Zwar seien 90 Prozent der Arbeitgeber „mit dem Standort Wissen-

schaftsstadt zufrieden, bei der sozialen Infrastruktur und außeruniversitären Forschungsinstitu-

ten gibt es allerdings noch Entwicklungspotential“, stellt Koch in seiner Erhebung für die Stadt 

Ulm heraus. Anlass ist die weitere Entwicklung der Wissenschaftsstadt, die stärker als bisher die 

außeruniversitäre Forschung anziehen und ausbauen will.   

Das Ulmer Ziel ist nachvollziehbar. Denn außeruniversitäre Forschungseinrichtungen sind in 

deutschen Städten und Regionen vielfach sehr präsent: Jena beheimatet acht Max Planck-, 

Helmholtz-, Fraunhofer- und Leibniz-Institute, Kaiserslautern vier, Regensburg zwei, Ulm verfügt 

über eines: die Außenstelle eines Helmholtz-Instituts. Den höchsten Akademiker-Anteil unter den 

vier Vergleichsstädten weist das thüringische Jena auf: mit 25.200 Studierenden  auf 105.500 

Einwohner liegt die Studierenden-Quote bei 23,9 Prozent. Regensburg hat einen Studenten- 

Anteil von 20,1, Kaiserslautern 16,0, Ulm 10,1 Prozent. 

Demgegenüber führt Ulm beim Anteil der Beschäftigten in der Forschung und Entwicklung (FuE) 

der Wirtschaft: es sind 2.500 Beschäftigte, was 2,9 Prozent aller Beschäftigten ausmacht. Jena 

kommt auf 2,6, Regensburg 2,4 und Kaiserslautern 1,3 Prozent. Ulms „Besonderheit: diversi-

fiziertes Technologieprofil mit hoher Dynamik und großer Anpassungsfähigekeit sowie Ent-

wicklungspotenzial für die Zukunft“ sollte die Stadt nach Empfehlung der Prognos-Analyse vor 

allem mit dem Areal ihres Wissenschaftsparks ausspielen – mit 23 Hektar einer der größten in 

Deutschland. Jetzt ist die Erweiterung um 10,5 Hektar in der Diskussion. Kaiserslautern  besitzt 

einen „PRE-Uni Park“ mit 10 ha, Regensburg hat einen „TechCampus“ mit 13 ha bis 2016 in 

Planung, in Jena ist der Beutenberg-Campus mit 2.300 Beschäftigten voll belegt. 

Neues Thema: „Gesellschaftsengagement“
Die „Mission Wirtschaft“ ist für die deutsche Wissenschaft in vollem Gange. Erst in den Anfängen 

steht dagegen die „Mission Gesellschaft“, die der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft als 

„Hochschulbildung durch gesellschaftliches Engagement“ definiert. In dieser Orientierung entwi-

ckeln Hochschulen „ein wachsendes Bewusstsein für ihre Rolle in der Zivilgesellschaft und für die 

Bedeutung des gesellschaftlichen Engagements ihrer Institutionen“. Im Vergleich zum Ausland ste-

cken die deutschen Aktivitäten noch in den Kinderschuhen, wie eine internationale Vergleichsstudie 

des Stifterverbandes aus dem vorigen Jahr ergab. Am weitesten vorangeschritten ist das „Social 

Learning“ in den sozialwissenschaftlichen Fächern. Mit Wettbewerben wie „Mehr als Forschung 

und Lehre“ und „Do it!“ versuchen Stifterverband, Stiftung Mercator und Robert Bosch-Stiftung 

dem neuen Aktionsfeld für deutsche Wissenschaftseinrichtungen einen Schub zu geben. 

Die „bottom-up“-Aktivitäten der regionalen Wissenschafts-Vernetzung werden inzwischen auch 

von „top-down“-Überlegungen zu Veränderungen im deutschen Wissenschaftssystem und sei-

ner Infrastruktur flankiert. Einen Vorstoß zur Stärkung des Regionalaspekts unternahm im Som-

mer der neue Vorsitzende des Wissenschaftsrates (WR), Manfred Prenzel. Auf der Sitzung des 

Gremiums im Juli in Dresden gab Prenzel in seiner ersten Grundsatzrede eine Kursbestim-

mung: Hochschulen und außeruniversitäre Forschungsinstitute sollten sich stärker als bisher zu  

„regionalen Verbünden“ zusammenschließen. Derartige Cluster könnten sich thematisch profilieren; 

Die ‚Mission Wirtschaft‘ ist 
für die deutsche Wissen-
schaft in vollem Gange. 
Erst in den Anfängen steht 
dagegen die ‚Mission Ge-
sellschaft‘, die der Stifter-
verband für die Deutsche 
Wissenschaft als ‚Hoch-
schulbildung durch gesell-
schaftliches Engagement‘ 
definiert.
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auf jeden Fall versprechen sie den klammen Länderhaushalten finanzielle Entspannung. Die Schul-

denbremse vergattert die Bundesländer, ab 2020 keine neuen Schulden mehr zu machen. Der Sparz-

wang könnte als Erstes die Hochschulen treffen. „Es steht zu befürchten“, so Manfred Prenzel, „dass 

das Konsolidierungserfordernis der öffentlichen Haushalte die Mehrzahl der Länder künftig zwingen 

wird, auch die Haushalte der Hochschulen verstärkt in die Einsparungsbemühungen einzubeziehen.“ 

Hinzu kommt, so der WR-Vorsitzende weiter, der zusätzliche Treiber der veränderten Demogra-

phie: Gestiegene Lebenserwartung und gesunkene Geburtenraten führen zu einer Überalterung 

der Gesellschaft. Die jungen Menschen zieht es in die Städte, wo die Jobs sind. Ländliche Re-

gionen entvölkern sich, was auch die dortigen Hochschulen betrifft. „In Sachsen-Anhalt und im 

Saarland sind der Bevölkerungsrückgang und seine Auswirkungen auf das tertiäre Bildungssys-

tem bereits zentrales Thema“, stellt Prenzel fest. 

Übernahme regionaler Verantwortung 
Vor diesem Hintergrund fordert Prenzel die Hochschulen zur „Übernahme regionaler Verantwor-

tung“ auf, etwa indem neue Bildungsfelder erschlossen werden: „Fachkräfteausbildung und 

Weiterbildung nehmen an Bedeutung zu und könnten – wenn die Gegenfinanzierung und andere 

Rahmenbedingungen gesichert sind – in Zukunft auch ein wichtiges Betätigungsfeld von Hoch-

schulen werden.“ Beide Bildungsangebote zielten „auf überwiegend regional und lokal struktu-

rierte Märkte“. Die in einer Region vorhandenen Hochschulen „müssen sich aktiv auf diesen ge-

sellschaftlichen Bedarf einstellen“. Allerdings nicht mehr jede für sich allein, „sondern in einem 

gemeinsamen Ansatz, der ihren jeweiligen Stärken und Profilen gerecht wird“. 

Zwei Grundtypen regionaler Verbünde schweben Prenzel vor: zum einen die Bildung einer „umfas-

senden Holding“ mit einer „gemeinsamen institutionellen Strategie“. Dies setze eine sehr langfris-

tige Perspektive und ein hohes Vertrauen der beteiligten Partner voraus. Modell Nummer zwei ist 

der „eher auf einzelne Themen oder Dimensionen beschränkte Verbund mit einer zeitlich limitierten 

Perspektive und geringerem Institutionalisierungsgrad“. Die regionale Verbundbildung solle in der 

Fläche dazu beitragen, „dass Standorte gesichert und Impulse für regionale Infrastruktur und Wirt-

schaft gesetzt werden können“. Das ist ein neuer Ton in der Post-Exzellenz-Diskussion.
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Beispiel United Kingdom

The impact of Universities on the UK economy
Herausgeber: Universities UK, April 2014

“Higher education generates more output than many other sectors, including advertising and market research, legal services, computer manu-

facturing, basic pharmaceuticals, and air transport. Universities also generate more GDP per unit of expenditure than many other sectors in-

cluding health, public administration, and construction.

The substantial economic activity that UK universities generate is only one aspect of the contribution that higher education makes to individu-

als, the economy and society. The evidence in this report also shows that the scale of activity is crucial to macroeconomic activity in the UK. 

While public sources of funding to universities have fallen to less than half of total income, and will continue to fall as the transition to the new 

funding regime is completed, there is a continued need for sustained government investment in higher education for teaching, research and 

capital. There is also a need for the government to ensure that non-EU students see the UK as a welcoming and attractive destination for study. 

Meeting these two aims will be essential if higher education is to continue to deliver wide ranging and substantial benefits to individuals across 

the UK, as well as to local communities and the wider economy.“

Quelle: www.universitiesuk.ac.uk/highereducation/Documents/2014/TheImpactOfUniversitiesOnTheUkEconomy.pdf


